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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/l —68070 — 6125/68 


Bonn, den 25. November 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über die Finanzierung der 
Ausgaben für Interventionen auf dem Binnenmarkt im 
Sektor Schweinefleisch. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 31. Oktober 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Finanzierung der Ausgaben für Interventionen 
auf dem Binnenmarkt im Sektor Schweinefleisch 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 17/64/EWG des 
Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingungen 
für die Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- 
und Garantiefonds für die Landwirtschaft *) und ins- 
besondere auf Artikel 6 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Bedingungen für die Beteiligung des Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft, nachstehend „der Fonds 11 genannt, 
zur gemeinschaftlichen Finanzierung der Interven- 
tionsausgaben für jeden Sektor der gemeinsamen 
Marktorganisation sind festzulegen. 

Für den Sektor Schweinefleisch sieht Artikel 3 
der Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Schweinefleisch 2 ) vor, daß Interventions- 
maßnahmen ergriffen werden können. Dabei handelt 
es sich um Beihilfen für die private Lagerhaltung 
und um Aufkäufe durch die Interventionsstellen. 

Die durch die Interventionsmaßnahmen verursach- 
ten Ausgaben entsprechen den im Artikel 6 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG festgelegten Bedin- 
gungen. 

Bei den Beihilfen für die private Lagerhaltung ent- 
sprechen die Ausgaben dem Betrag der rechtmäßig 
gezahlten Beihilfen. 

Für die von den Interventionsstellen aufgekauften 
Erzeugnisse ist es erforderlich, die bei diesen Stellen 
aufgetretenen Nettoverluste zu bestimmen. 

Zur Ermittlung dieser Nettoverluste ist es not- 
wendig, aus Angaben und Einnahmen, die sich aus 
den Aufkäufen, aus der Lagerung, aus der even- 
tuellen Verarbeitung und aus dem Absatz ergeben, 
einen Saldo zu bilden. 

Es ist zweckmäßig, die im Zusammenhang mit der 
Lagerung entstandenen Kosten unter Berücksichti- 
gung der Einlagerung, der Lagerung und der Aus- 
lagerung pauschal festzulegen. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 

vom 27. Februar 1964, S. 586/64 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 

vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 


Auch die im Zusammenhang mit einer eventuellen 
Verarbeitung entstehenden Kosten sind pauschal 
unter Berücksichtigung der gesamten Verarbeitungs- 
kosten zu regeln. 

Es ist zweckmäßig, gesonderte Konten einzurich- 
ten, einmal für die im Rahmen der Intervention auf- 
gekauften Erzeugnisse und andererseits für die glei- 
chen Erzeugnisse, deren Verarbeitung beschlossen 
worden ist — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Für die gemeinsame Marktorganisation füi 
Schweinefleisch gelten die in Anwendung des Arti- 
kels 3 erster Unterabsatz der Verordnung Nr. 121/ 
67/EWG durchgeführten Maßnahmen als Interven- 
tionen auf dem Binnenmarkt gemäß Artikel 6 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG. 

(2) Durch den Fonds, Abteilung Garantie, werden 
finanziert: 

a) die in Anwendung des Artikels 3 erster Unter- 
absatz erster Gedankenstrich der Verordnung 
Nr. 121/67/EWG gewährten Beihilfen; 

b) die den Interventionsstellen entstandenen Netto- 
verluste bei den von diesen in Anwendung der 
Bestimmungen des Artikels 3 erster Unterabsatz 
zweiter Gedankenstrich der genannten Verord- 
nung aufgekauften Mengen an Erzeugnissen. 

Artikel 2 

Der Betrag der nach Artikel 1 Absatz 2 Buch- 
stabe a vergütbaren Ausgaben wird durch Multipli- 
kation der gezahlten Beihilfe der Mengeneinheit mit 
der Erzeugnismenge unter Abzug des Gesamtbetra- 
ges der möglicherweise zu Unrecht gezahlten Beihil- 
fen bestimmt. 

Artikel 3 

(1) Zur Anwendung von Artikel 1 Absatz 2 Buch- 
stabe b richten die Interventionsstellen für jeden 
Interventionszeitraum und für jedes Erzeugnis, auf 
das sich die Aufkäufe beziehen, ein Konto ein, das: 
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A. — belastet wird mit: 

a) dem Gesamtbetrag der Ausgaben für die 
durchgeführten Aufkäufe; 

b) dem Gesamtbetrag der beim Einfrieren, bei 
den Ankäufen und beim Absatz durch die Ein- 
und gegebenenfalls Auslagerung dieser 
Mengen verursachten Kosten, der auf Grund 
eines nach Artikel 4 zu bestimmenden Pau- 
schalbetrags je ein- und ausgelagerte Ge- 
wichtseinheit zu berechnen ist; 

c) dem Gesamtbetrag der durch die Lagerung 
verursachten Kosten, der auf Grund eines 
nach Artikel 4 zu bestimmenden Pauschalbe- 
trags je Gewichtseinheit und Zeitdauer zu 
berechnen ist; 

d) dem Gesamtbetrag der Frachtkosten, die 
durch eine nach der Übernahme durchgeführte 
Beförderung entstanden sind, soweit die Not- 
wendigkeit der Beförderung nach dem Ver- 
fahren des Artikels 24 der Verordnung Nr. 
121/67/EWG festgestellt ist; dieser Betrag 
wird auf Grund eines nach Artikel 4 zu be- 
stimmenden Pauschalbetrags je Gewichtsein- 
heit/Kilometer berechnet und umfaßt je nach 
Fall die Kosten der Aus- und der Wiederein- 
lagerung, die ebenfalls aufgrund eines nach 
Artikel 4 zu bestimmenden Pauschalbetrags 
je Gewichtseinheit bestimmt werden. 

B. — entlastet wird mit: 

a) dem Gesamtbetrag aller durch den Absatz 
erzielten Einnahmen; 

b) dem Wert für die Mengen, die unter den Be- 
dingungen des Absatzes 3 der Verarbeitung 
zugeführt werden, wobei der Wert mit Hilfe 
des von der Interventionsstelle für diese 
Mengen gezahlten Ankaufspreises bestimmt 
wird; 

c) dem Wert der Fehlmengen, die über eine be- 
stimmte nach dem Verfahren des Artikels 24 
der Verordnung Nr. 121/67/EWG festzuset- 
zende Höhe hinausgehen; dieser Wert wird 
berechnet, indem diese Mengen mit den höch- 
sten Ankaufspreisen des betreffenden Inter- 
ventionszeitraumes multipliziert werden un- 
ter Addition der Kosten nach A. b) sowie der- 
jenigen nach A. c); die letzteren für den läng- 
sten Lagerungszeitraum des zu diesem Preis 
aufgekauften Erzeugnisses. 

Die mengenmäßigen Verluste werden mit Hilfe des 
buchführungsmäßig vorhandenen Bestandes nach 
Erschöpfung des wirklichen Bestandes des betreffen- 
den Erzeugnisses bestimmt. 

Die mangels guter Konservierung in der Qualität 
verschlechterten Erzeugnisse sind als die Toleranz- 
grenze überschreitende Verluste zu buchen. 

(2) Interventionszeitraum im Sinne des Absatzes I 
ist der Zeitraum, der mit der Anwendung der Inter- 
ventionsmaßnahmen durch die Interventionsstellen 
in Form der Aufkäufe bei einem bestimmten Erzeug- 
nis beginnt. Er endet in dem Augenblick, in dem 


die auf diese Weise aufgekauften Mengen in der 
Gemeinschaft zum Zwecke des Absatzes oder der 
Verarbeitung mit ihrer Gesamtheit ausgelagert sind. 

(3) Für die angekauften Erzeugnisse, deren Ver- 
arbeitung beschlossen worden ist, richten die Inter- 
ventionsstellen für jedes Kalenderjahr und für jedes 
Erzeugnis ein besonderes Konto ein, das: 

A. — belastet wird mit: 

a) dem Wert der zu Beginn des Jahres vorhan- 
denen Bestände; dieser wird berechnet, indem 
zu dem Wert der als Grundstoff verwendeten 
Mengen, die Gegenstand einer Interventions- 
maßnahme waren, bestimmt nach den Vor- 
schriften des Absatzes 1 Buchstabe B. b), die 
unter c) genannten Verarbeitungskosten hin- 
zugezählt werden; 

b) dem Gesamtbetrag der Ausgaben für sämt- 
liche Aufkäufe von Erzeugnissen, deren Ver- 
arbeitung beschlossen worden ist; 

c) dem Gesamtbetrag der durch die Verarbei- 
tung verursachten Kosten, der auf Grund 
eines nach Artikel 4 zu bestimmenden Pau- 
schalbetrages je Gewichtseinheit zu berech- 
nen ist; 

d) den Gesamtbeträgen, die sich durch sinnge- 
mäße Anwendung des Absatzes 1 Buchstaben 
A. c) und d) ergeben. 

B. — entlastet wird mit: 

a) dem Gesamtbetrag aller durch den Absatz 
der verarbeiteten Erzeugnisse erzielten Ein- 
nahmen; 

b) dem Wert der am letzten Tag des betreffen- 
den Jahres vorhandenen Bestände; dieser 
wird berechnet, indem zu dem Wert der als 
Grundstoff verwendeten Mengen, die Gegen- 
stand einer Interventionsmaßnahme waren, 
bestimmt nach den Vorschriften des Absat- 
zes 1 Buchstabe B. b), die unter A. c) genann- 
ten Verarbeitungskosten hinzugezählt wer- 
den; 

c) dem Wert der Fehlmengen, die über eine be- 
stimmte nach dem Verfahren des Artikels 24 
der Verordnung Nr. 121/fe7/EWG festzuset- 
zende Höhe hinausgehen; dieser Wert wird 
berechnet, indem diese Mengen mit den 
jeweiligen Gestehungskosten des Fertig- 
erzeugnisses multipliziert werden unter Addi- 
tion der Kosten nach Buchstabe A. d) für den 
längsten für dieses Erzeugnis in Frage kom- 
menden Lagerungszeitraum. 

Die mengenmäßigen Verluste werden entwe- 
der mit Hilfe des Unterschieds zwischen dem 
theoretischen Bestand auf Grund des laufend 
geführten Inventars und dem tatsächlichen 
Bestand auf Grund des am letzten Tage des 
betreffenden Jahres festgestellten Inventars 
oder mit Hilfe des buchführungsmäßig vor- 
handenen Bestandes nach Erschöpfung des 
wirklichen Bestandes des betreffenden Er- 
zeugnisses bestimmt. 
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(4) a) Der in Absatz 1 Buchstabe A. a) und Ab- 
satz 3 Buchstabe A. b) genannte Betrag ist durch 
eine Aufstellung zu belegen, aus der die zur 
Berechnung des zu zahlenden Preises verwen- 
deten Ankaufspreise und die entsprechenden 
Mengen unter Angabe der Art und Qualität des 
Erzeugnisses hervorgehen: 

b) Der in Absatz 1 Buchstabe B. a) und b) und 
Absatz 3 Buchstabe B. a) genannte Betrag ist 
durch eine Aufstellung der Bestimmung der 
Erzeugnisse und der entsprechenden Mengen, die 
wie folgt gegliedert ist, zu belegen: 

— Ausfuhr, 

— Versorgung des Binnenmarktes, 

— Verarbeitung. 

(5) Die Salden der in Absatz 1 und 3 genannten 
Konten werden auf ein Sammelkonto übertragen, 
das jeweils für einen Verbuchungszeitraum eröffnet 
wird. 

(6) Der Soll-Saldo des in Absatz 5 genannten Sam- 
melkontos ergibt den Gesamtbetrag der Nettover- 


luste im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b, 
der den Interventionsstellen entstanden ist. 

(7) Der eventuelle Haben-Saldo des in Absatz 5 
genannten Sammelkontos wird auf das gleiche 
Konto des folgenden Verbuchungszeitraums übertra- 
gen. 

Artikel 4 

Die in Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben A. b), A. c), 
A. d) und Absatz 3 Buchstabe A. c) erwähnten Pau- 
schalbeträge sind einheitlich für die Gemeinschaft. 
Sie werden nach dem in Artikel 26 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Verfahren unter Be- 
rücksichtigung der Ergebnisse einer aufgrund des 
Artikels 25 der Verordnung Nr. 121 /67/EWG vorzu- 
nehmenden Prüfung festgesetzt. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr. 121/67/EWG des Rates vom 
13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Schweinefleisch 1 ) wird seit dem 1. Juli 1967 
angewandt. 

Diese Verordnung sieht Interventionsmaßnahmen 
vor, und zwar können Beihilfen für die private 
Lagerhaltung gezahlt und von den Interventionsstel- 
len Aufkäufe vorgenommen werden. 

Die durch diese Interventionen verursachten Aus- 
gaben erfüllen die Bedingungen des Artikels 6 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG vom 
5.. Februar 1964 über die Bedingungen für die Betei- 
ligung des Europäischen Ausrichtungs- und Garan- 
tiefonds für die Landwirtschaft 2 ) und sind deshalb 
durch den EAGFL, Abteilung Garantie, vergütbar, 

2. Der vorliegende Entwurf hat zum Ziel, die Vor- 
gänge, die als Interventionsausgaben im Sinne von 
Artikel 6 der Verordnung Nr. 17/64/EWG anzusehen 
sind, näher zu bestimmen. 

3. Bei den Beihilfen für die private Lagerhaltung 
entsprechen die vergütbaren Ausgaben den gewähr- 
ten Beihilfen. Der Beihilfebetrag wird unter Berück- 
sichtigung nur der technischen Kosten und der Wert- 
minderung in bezug auf das gelagerte Erzeugnis 
festgelegt. 

4. Bei den Aufkäufen durch die Interventionsstel- 
len werden wie bei den Interventionsausgaben in 
anderen Sektoren nur die gegebenenfalls bei diesen 
Stellen entstandenen Nettoverluste berücksichtigt. 

Aus diesem Grund sieht Artikel 3 des vorliegenden 
Entwurfs vor, daß ein Saldo zwischen den Ausgaben 
und Einnahmen zu bilden ist. Dieser Saldo bezieht 
sich auf jeden Interventionszeitraum, der mit der 
Anwendung der Vorschriften, die die Intervention 
auslösen, beginnt und mit dem vollständigen Absatz 
der Erzeugnisse endet, die Gegenstand der Auf- 
käufe durch die Interventionsstellen waren. Diese 
Regelung, die sich von der Regelung in anderen 
Sektoren unterscheidet, ist bedingt durch die Tat- 
sache, daß sich diese Interventionszeiträume nur 
auf eine begrenzte Zahl von Monaten erstrecken. 
Auf diese Weise wird auch die Führung der Konten 
erleichtert. 

5. Die Möglichkeit, die Verarbeitung der von den 
Interventionsstellen aufgekauften Erzeugnisse zu 
finanzieren, ist durch die Bestimmungen des Arti- 
kels 6 Absatz 2 der Verordnung Nr. 121/67/EWG 
gegeben. Durch diese Bestimmung soll gegebenfalls 
der praktischen Unmöglichkeit, das von den Inter- 
ventionsstellen aufgekaufte Fleisch in gefrorenen 

1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2283/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 


Zustand abzusetzen, begegnet werden. Die Eigen- 
arten dieser Verarbeitung lassen es der Kommission 
zweckmäßig erscheinen, ein von den Konten für 
gefrorene Erzeugnisse unterschiedliches -Konto vor- 
zusehen. Da die verarbeiteten Erzeugnisse sehr viel 
länger gelagert werden können als die gefrorenen, 
kann der Begriff des Interventionszeitraums für die 
verarbeiteten Erzeugnisse nicht beibehalten werden. 
Es sind daher unter Berücksichtigung der Buchfüh- 
rungspraxis mit dem Kalenderjahr übereinstim- 
mende Konten einzurichten. 

Bei der jährlichen Einrichtung der Konten für die 
Verarbeitungserzeugnisse ist es erforderlich, den im 
Augenblick der Konteneröffnung gegebenenfalls 
vorhandenen Lagerbestand zu berücksichtigen. 

Der in Rede stehende Lagerbestand wird mit dem 
wie folgt zu bestimmenden Wert im Haben gebucht: 
zu dem tatsächlich für die als Grundstoff verwen- 
deten Erzeugnisse, die Gegenstand einer Interven- 
tionsmaßnahme waren, gezahlten Preis werden die 
Verarbeitungskosten hinzugezählt. Falls Erzeug- 
nisse verarbeitet werden, die vorher gelagert wur- 
den, so werden die Lagerungskosten durch den 
Saldo des ersten Kontos ausgeglichen. 

6. Der einheitliche Betrag für die Lagerungskosten 
der verschiedenen Erzeugnisse wird, wie bei den 
Interventionen in den anderen Sektoren pauschal 
festgesetzt, und zwar einerseits für die festen Kosten 
(Einfrieren, Ein- und Auslagerung) und andererseits 
für die von der Zeit abhängigen Kosten (Lagerung 
und Finanzierung). Diese Beträge sind für die Ge- 
meinschaft gleich. Das gleiche gilt für den einheit- 
lichen Betrag für die eventuellen Verarbeitungs- 
kosten. 

7. Um die gegebenenfalls notwendige Umlagerung 
von Erzeugnissen, die Gegenstand einer Interven- 
tion waren, berücksichtigen zu können, ist die Mög- 
lichkeit der Finanzierung der Umlagerungskosten 
vorgesehen. Um jedoch jeden Mißbrauch zu vermei- 
den, wird es für zweckmäßig gehalten, daß der Ver- 
waltungsausschuß Schweinefleisch von Fall zu Fall 
eine Entscheidung trifft, so weit er die dringende 
Notwendigkeit festgestellt hat. 

8. Obwohl dem Fondsausschuß die Aufgabe über- 
tragen wird, seine Stellungnahme zu den pauschalen 
Beträgen abzugeben, wird der Verwaltungsausschuß 
Schweinefleisch aufgefordert, vorher die wesent- 
lichen Bestandteile dieser Kosten zu prüfen unter 
Berücksichtigung ihrer technischen und wirtschaft- 
lichen Eigenheiten, die sich aus der engen Bindung 
an die gemeinsame Marktorganisation in diesem 
Sektor ergeben. 

9. Im Hinblick auf die Praxis muß erwähnt wer- 
den, daß von den Beihilfen für die private Lager- 
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haltung, für die das Verfahren in den Verordnungen 
(EWG Nr. 739/68 des Rates 1 ) und Nr. 869/68 der 
Kommission 2 ) festgelegt ist, bis jetzt noch nicht Ge- 
brauch gemacht wurde. 

10. Bezüglich der Aufkäufe durch die Interventions- 
stellen wurden während des Zeitraums vom 
29. April 1968 bis 10. August 1968 in der Gemein- 
schaft insgesamt und wegen der durch die afrikani- 
sche Schweinepest verursachten besonderen Lage in 
Italien in -diesem Land bis 30. September 1968 erste 
Erfahrungen gesammelt (zu vgl, Verordnungen [CEE] 
Nr. 391/68 3 ), 469/68 4 ), 11 85/68 5 ) der Kommission 
und Nr. 708/68 fi ) des Rates). 

Da die aufgekauften Mengen gering sind (etwa 
2000 t) und der voraussichtliche Wiederverkaufs- 
preis verhältnismäßig hoch sein wird, kann bemerkt 
werden, daß die Ausgaben für diese erste Interven- 
tionsmaßnahme verhältnismäßig bescheiden sein 
werden. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 136 
vom 20. Juni 1968, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 154 
vom 2. Juli 1968, S. 2 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 80 
vom 2. April 1968, S. 5 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 18. April 1968, S. 13 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 195 
vom 7. August 1968, S. 8 

6 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 130 
vom 12. Juni 1968, S. 1 
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